
Erste Erläuterungen zum Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie sowie 
zu dem geänderten Tarifvertrag Altersteilzeit 

 
 
 
Zu den nunmehr mit der IG BCE  abgestimmten und unterschriebenen Fassungen der oben-
genannten Tarifverträge geben wir Ihnen nachstehend einige erste Erläuterungen. 
 
Es ist vorgesehen, auch diese Erläuterungen mit der IG BCE abzustimmen, gegebenenfalls 
ergänzt um weitere Beispiele. Wie sich bereits bei der Abstimmung der Tariftexte gezeigt 
hat, ist der Abstimmungsvorgang aber sehr zeitaufwändig, so dass sich die VAP entschlos-
sen hat, angesichts der Anfragen aus den Mitgliedsbetrieben folgende Vorabinformationen 
zu geben. 
 
Der Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. Bis zum 30. Juni 2016 müssen die Betriebs-
parteien eine Einigung über die Anwendung von Demografiebausteinen ab 01.01.2017 für 
das Jahr 2017 erzielen. Ansonsten gilt allein der Altersteilzeittarifvertrag. Gleichwohl haben 
richtigerweise einige Betriebe sich schon mit diesen Fragen befasst und benötigen deshalb 
möglichst schnell diese Erläuterungen. 
 
Der Tarifvertrag ermöglicht, die bisher für die Altersteilzeit aufgewendeten Beträge für ande-
re Zwecke zu verwenden. Der Tarifvertrag Zeitwertkonten wird durch die Bestimmungen 
über die Lebensarbeitszeit in dem neuen Tarifvertrag abgelöst. Weiterhin wird der bisherige 
Altersteilzeittarifvertrag um Öffnungsklauseln ergänzt und § 6 MTV um eine Bestimmung 
ergänzt, die es ermöglicht, Zeitsalden dauerhaft vorzutragen, insbesondere auch um die 
praktikable Übertragung in das Lebensarbeitszeitkonto zu ermöglichen. 
 
Im Einzelnen: 
 
Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie 
 
Präambel 
 
In der Präambel betonen die Tarifvertragsparteien die Notwendigkeit, den demografischen 
Wandel auf betrieblicher Ebene mit unterschiedlichen Modulen zu gestalten, wobei die Mo-
dule nicht abschließend aufgezählt sind: 
 
– Gesundheitsmanagement 
– Altersvorsorge 
– Lebensarbeitszeit 
– Altersteilzeit 
 
Ergänzend stehen die Instrumente und Maßnahmen nach § 3 zur Verfügung, so etwa auch 
Zuschüsse zu Berufsunfähigkeitsversicherungen. 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich (§ 1) entspricht dem Geltungsbereich des bisherigen Altersteilzeittarif-
vertrags. 
 
§ 2 Mitwirkung des Betriebsrats bei der Demografieanalyse 
 
In § 2 wird geregelt, dass Betriebsrat und Arbeitgeber sich in jährlichen Gesprächen mit den 
Fragen der Demografie befassen und entscheiden, ob anstelle der Altersteilzeit eines der 
anderen Instrumente angewendet werden soll. Die hierzu im Zusammenhang mit der Umfra-
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ge zur Altersstruktur ermittelten und gegebenenfalls fortgeschriebenen Daten können hierfür 
eine gute Grundlage bieten. 
 
Verständigen sich die Betriebsparteien nicht bis 30. Juni eines Jahres, erstmals zum 30. Juni 
2016, auf die Anwendung anderer Module als die Altersteilzeit ab dem 01.01.2017, wird auch 
im Jahr  2017 oder dem jeweils folgenden Jahr der Nichteinigung der Altersteilzeittarifvertrag 
vollumfänglich – gegebenenfalls aber unter Nutzung der in den ATZ-Tarifvertrag integrierten 
Öffnungsklauseln – weiter angewendet. 
 
Haben die Betriebsparteien die Ankündigungsfrist für die Inanspruchnahme der Altersteilzeit 
auf 12 Monate verlängert, treten eventuelle Änderungen bei der Verwendung der Mittel erst 
entsprechend später in Kraft. Die Mitarbeiter, die sich mit der betrieblich verlängerten An-
kündigungsfrist noch vor der Entscheidung für ein anderes Modul für die Altersteilzeit ange-
meldet haben und nur deshalb noch nicht in Altersteilzeit sind, weil die Ankündigungsfrist 
verlängert wurde, sollen aus der Verlängerung der Ankündigungsfrist keinen Nachteil haben. 
 
§ 3 Instrumente und Maßnahmen 
 
In § 3 wird geregelt, welche Maßnahmen auf Grund der Erkenntnisse aus den Demografie-
gesprächen abzuleiten sind. Einerseits können dies Informationen an die Beschäftigten über 
die demografische Situation im Unternehmen sein, andererseits können aus den Gesprä-
chen Maßnahmen abgeleitet werden, die die Folgen des demografischen Wandels abmil-
dern. 
 
In diesem Zusammenhang werden auch Maßnahmen wie Förderung von Qualifikationsmaß-
nahmen oder Zuschüsse zu Berufsunfähigkeitsversicherungen erwähnt, die zusätzlich zu 
den vorrangig in der Präambel angesprochenen Modulen Altersvorsorge, Lebensarbeitszeit 
oder Gesundheitsmanagement anstelle der Altersteilzeit angewendet werden können. 
 
§ 4 Finanzierung 
 
Von besonderer Bedeutung ist § 4, da er regelt, welche Mittel aufgewendet werden müssen, 
wenn man anstelle der Altersteilzeit andere Demografiemodule anwenden will. 
 
Der Tarifvertrag stellt klar, dass die bisher auf Grund des Tarifvertrags aufgewandten Mittel 
auch künftig aufgewendet werden müssen, wenn man andere Zwecke fördern will. Die Tarif-
vertragsparteien haben bewusst davon abgesehen, einen festen Betrag pro Mitarbeiter vor-
zugeben, da die betrieblichen Verhältnisse zu unterschiedlich sind.  
 
Der Aufwand für die Altersteilzeit hängt davon ab, wie viel die Mitarbeiter in Altersteilzeit 
durchschnittlich verdienen. Dies kann von Jahr zu Jahr und von Betrieb zu Betrieb variieren. 
Die Tarifvertragsparteien haben daher für die Ermittlung des durchschnittlichen Verdienstes 
auf das Durchschnittsentgelt im Juni 2013 abgestellt und festgelegt, dass dieses Durch-
schnittsentgelt an die Tarifentwicklung angepasst wird. Der Durchschnittsverdienst eines 
Altersteilzeitmitarbeiters und die daraus resultierende jährliche Belastung sind daher in dem 
Umfang zu erhöhen, in dem die Tabellenentgelte nach dem Juni 2013 erhöht worden sind.  
 
Dabei sind nur die Altersteilzeitarbeitsverhältnisse im Rahmen der Überforderungsquote von 
5 % zu berücksichtigen. Hat ein Betrieb aus bestimmten Gründen die Altersteilzeit für mehr 
als 5 % der Mitarbeiter geöffnet, bleiben die daraus resultierenden Aufwendungen unberück-
sichtigt. Der Arbeitgeber muss somit den überschießenden Betrag nicht auf Dauer zur Verfü-
gung stellen, wenn man von der Altersteilzeit zu anderen Modulen wechselt. Der Verweis auf 
die 5 % Überforderungsquote bedeutet auch, dass Änderungen in der Personalstärke und 
eine damit verbundene Änderung der Anzahl der Altersteilzeitberechtigten bei der Festle-
gung des Volumens für das nächste Jahr zu berücksichtigen sind. Dies gilt für einen Perso-
nalabbau ebenso wie für einen Personalaufbau. 
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Berechnungsbeispiel Überforderungsquote  
 
Bis zum 30. Juni 2016 ist erstmals für die Zeit ab dem 1. Januar 2017 die Überforderungs-
quote von 5 % zu berechnen, um das Volumen für die Demografiemodule nutzbar zu ma-
chen. 
 
Beispiel:  
 
Die Firma hat zum Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung 200 Mitarbeiter. Daraus 
errechnen sich 10 ATZ-Arbeitsplätze. Im Juni 2013 betrug das aufzustockende Teilzeitent-
gelt eines Mitarbeiters in ATZ 1.400 € bei einem Vollzeitentgelt von 2.800 €. Daraus errech-
nen sich jährliche Kosten für die ATZ in Höhe von 9.273,60 € je Arbeitnehmer in ATZ  (40 % 
von 1.400 € x 12 = 6.720 € zuzüglich 19 % RV-Beitrag aus 80 % des Teilzeitentgelts: 1.400 € 
x 0,8  x 12 = 2.553,60 €). Die jährlichen Kosten der Altersteilzeit beliefen sich somit bei 10 
ATZ-Arbeitsplätzen auf 10 x 9.273,60 € = 92.736 €. 
 
Verständigt man sich betrieblich darauf, die ATZ ganz abzulösen, ist das frei werdende Vo-
lumen nach dem beiliegenden Beispiel zu errechnen. Hierbei ist zu berücksichtigen, in wel-
chem Umfang die Anzahl der ATZ-Arbeitnehmer in den folgenden Jahren ausläuft. Nur das 
jeweils frei werdende Volumen steht für andere Maßnahmen zur Verfügung. 
 
Sind im Jahr 2021 alle ATZ-Arbeitsverhältnisse ausgelaufen, steht für andere Maßnahmen 
das Volumen von 10 ATZ-Arbeitsplätzen zur Verfügung. Das anzusetzende Volumen ist ta-
rifdynamisch mit den Tarifsteigerungen nach dem Stichtag vom Juni 2013 ausgehend von 
der durchschnittlichen Belastung für einen Arbeitnehmer im Jahr 2013 hochzurechnen. In 
dem Beispiel ergibt sich dann bei den unterstellten Tariferhöhungen von jährlich 2 % ab 2015 
ein Volumen von 113.929,10 €. 
 
Dies ergibt sich aus: 
 

Dynamisierung der Altersteilzeitaufwendungen 
  

  
Kosten für 1 ATZ Mitarbeiter 

  

    

  2013 Stichtag 9.273,60 € 

Tariferhöhung Juli 2013 1,8 % 9.440,52 € 

Tariferhöhung 2014 3% 9.723,74 € 

unterstellte Tariferhöhung 2015 2% 9.918,21 € 

unterstellte Tariferhöhung 2016 2% 10.116,57 € 

unterstellte Tariferhöhung 2017 2% 10.318,90 € 

unterstellte Tariferhöhung 2018 2% 10.525,28 € 

unterstellte Tariferhöhung 2019 2% 10.735,79 € 

unterstellte Tariferhöhung 2020 2% 10.950,51 € 

unterstellte Tariferhöhung 2021 2% 11.169,52 € 

unterstellte Tariferhöhung 2022 2% 11.392,91 € 

 
 
Steht fest, dass ATZ-Arbeitnehmer im Laufe des Jahres ausscheiden, ist dies monatsgenau 
zu berücksichtigen. 
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Bei der Festlegung der zu berücksichtigenden Anzahl von ATZ-Arbeitsplätzen sind nicht nur 
Vollzeitplätze zu berücksichtigen. Da auch Teilzeitkräfte in die Altersteilzeit gehen können, 
sind auch Anteile von ATZ-Plätzen zu berücksichtigen. Hätte im obigen Beispiel die Firma 
zum Beispiel nur 190 Mitarbeiter, die für die Errechnung der Altersteilzeit zu berücksichtigen 
sind, wären die Aufwendungen für 9,5 Arbeitnehmer anzusetzen. 
 
Zeitpunkt für die Berechnung des Volumens bei wechselnder Mitarbeiterzahl 
 
Die 5 % Überforderungsquote richtet sich zunächst nach dem Zeitpunkt des Abschlusses der 
betrieblichen Vereinbarung zur Ablösung der Altersteilzeit durch andere Module. 
 
Beispiel 
 
Bis zum 30. Juni 2016 ist die Regelung ab 1. Januar 2017 zu vereinbaren. Wird am 30. April 
2016 die Vereinbarung unterzeichnet, berechnet sich die 5 % Überforderungsquote nach 
dem Mitarbeiterstand 30. April 2016. 
 
Ändert sich die Mitarbeiterzahl, erfolgt die Neufestlegung des Volumens für das Jahr 2018  
bis Juni 2017 (ein entsprechendes Berechnungsbeispiel wird noch mit der IG BCE abge-
stimmt). 
 
Dies bedeutet: Verringert sich die Betriebsgröße durch einen Personalaufbau oder Personal-
abbau, ist dies für das folgende Jahr zu berücksichtigen. Da die Betriebsparteien sich jeweils 
bis zum 30.06. eines Jahres für die Maßnahmen des nächsten Jahres entscheiden und das 
Volumen festlegen müssen, werden Veränderungen, die die Betriebsparteien noch nicht be-
rücksichtigt haben, erst mit einer Verzögerung wirksam. 
 
 
Teilweiser Ausgleich und Altersteilzeit als Auffangtatbestand 
 
Bei wirtschaftlicher Notlage kann auch ein nur teilweiser Ausgleich nach Ziffer 2 erfolgen. 
 
Einigen sich die Betriebsparteien nicht auf die Verwendung des bisher für die Altersteilzeit 
aufgewandten Volumens für einen der anderen Zwecke, bleibt es bei der tariflichen Al-
tersteilzeit. 
 
§ 5 Betriebliches Gesundheitsmanagement 
 
In § 5 wird umschrieben, was unter Maßnahmen des Gesundheitsmanagements verstanden 
werden kann. Dabei wird festgehalten, dass die Förderung des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes eine kontinuierliche Aufgabe des Betriebes ist und die Arbeitnehmer zu einem ge-
sundheits- und sicherheitsbewussten Verhalten angehalten werden sollen. Dies kann mit frei 
werdenden Mittel unterstützt werden, wobei es den Betriebsparteien obliegt festzulegen, 
wofür sie die Mittel ausgeben. 
 
Es können jedoch keine Maßnahmen gefördert werden, zu denen der Arbeitgeber kraft Ge-
setzes ohnehin verpflichtet ist. 
 
§ 6 Lebensarbeitszeit / MTV 
 
Der Tarifvertrag über Zeitwertkonten wird durch § 6 Lebensarbeitszeit abgelöst. Mit dem 
Begriff der Lebensarbeitszeitkonten soll für die Mitarbeiter verdeutlicht werden, dass es sich 
um Konten handelt, die häufig erst am Ende des Arbeitslebens durch eine Freistellung vor 
der Rente ausgeglichen werden. Der Begriff Zeitwertkonto war zu unbestimmt und auch die 
Mitarbeiter konnten damit in der Regel wenig anfangen. 
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Inhaltlich gibt es zwei wesentliche Klarstellungen: 
 
Der Arbeitgeber muss in das Lebensarbeitszeitkonto, wenn beispielsweise 200 Stunden 
übertragen werden, nicht nur den Gegenwert von 200 Stundenlöhnen einbringen, sondern 
zugleich auch die darauf entfallenden anteiligen tariflichen Nebenleistungen wie zum Beispiel 
das 13. Monatseinkommen, das Urlaubsgeld, das Urlaubsentgelt und die Altersvorsorge- 
leistungen. Diese Nebenleistungen müsste er bekanntlich auch bezahlen, wenn der Mitarbei-
ter schon heute die Zeit abfeiern würde. Dafür wird im Gegenzug klargestellt, dass dann, 
wenn der Mitarbeiter später sein Wertguthaben abfeiert, er keine weiteren Leistungen mehr 
daneben erhält. Es werden somit schon jetzt neben den gesetzlich einzubringenden Arbeit-
geberanteilen zur Sozialversicherung entsprechende Rückstellungen für diese Neben- 
leistungen gebildet. Das Konto ist „ausfinanziert”. Wird ein Wertguthaben auf einen Folgear-
beitgeber übertragen, kann dieser gewiss sein, dass er nicht noch weitere tarifliche Leistun-
gen erbringen muss, sondern alle Ansprüche können aus dem angesammelten Wertgutha-
ben erfüllt werden. Sollte es nach der Einbringung von Guthaben auf das Lebensarbeitszeit-
konto zu Änderungen zum Beispiel bei den Ansprüchen hinsichtlich der Urlaubsdauer, des 
Urlaubsgelds oder der Altersvorsorge kommen, hat dies keine Auswirkungen in der Freistel-
lungsphase. 
 
Bei der Einbringung von Zeit ist in § 6 Ziffer 12 geregelt, dass damit alle dort genannten Ne-
benleistungen einzubringen sind. 
 
Umgekehrt ist bei der Einbringung von Geld geregelt, dass aus dem eingebrachten Betrag 
die laufende Vergütung und die Nebenleistungen zu erbringen sind. 
 
Es ergibt sich aus der Gleichwertigkeit von Zeit und Geld, dass der Arbeitgeber bei einge-
brachten Beträgen – dadurch, dass die Nebenleistungen beinhaltet sind – keine zusätzlichen 
Leistungen erbringen muss. Die Ansprüche auf Urlaub, Urlaubsgeld etc. sind deshalb aus 
dem auf dem Lebensarbeitszeitkonto angesammelten Guthaben zu erbringen. Der einge-
brachte Geldbetrag wird wertgleich in Vergütung umgewandelt. Dies ist auch deshalb konse-
quent, da heute schon bei Auszahlung eines Geldbetrags – etwa einer Sonderprämie – dar-
auf auch keine weiteren tariflichen Nebenleistungen oder Urlaub erbracht werden müssen. 
 
Schließlich wurde noch klargestellt, dass die durch die Verwaltung des Lebensarbeitszeit-
kontos entstehenden Aufwendungen und eventuelle Kosten einer zusätzlichen Insolvenzsi-
cherung zu Lasten des Arbeitgebers gehen. 
 
Durch eine Änderung des § 6 Ziffer 2.1.2 MTV wird die Möglichkeit eröffnet, bei der Führung 
von Arbeitszeitkonten am Ende des Verteilungszeitraums einen Sockel von Stunden, der 
betrieblich festzulegen ist, in den neuen Verteilungszeitraums zu übertragen. Die Verpflich-
tung zu einem bestimmten Zeitpunkt das Arbeitszeitkonto auf null zu stellen, entfällt damit.  
 
Damit wird der betrieblichen Notwendigkeit und der schon häufig bestehenden Praxis Rech-
nung getragen, eine betrieblich zu bestimmende Anzahl von Stunden zur Erreichung einer 
höheren Flexibilität auf dem Konto über den 12 beziehungsweise 36 Monatszeitraum stehen 
zu lassen. Die Stunden, die den festgelegten Sockel übersteigen, sind vor Ablauf des Ver-
teilzeitraums – ohne Mehrarbeitszuschlag – in Freizeit auszugleichen oder mit den tariflich 
anfallenden Mehrarbeitszuschlägen auszubezahlen.  
 
Statt einer Auszahlung mit Mehrarbeitszuschlag kann auch eine Einbringung in das Lebens-
arbeitszeitkonto mit Mehrarbeitszuschlag vorgesehen werden. Sieht die betriebliche Rege-
lung schon eine frühere Auszahlung des Mehrarbeitszuschlags vor und ist diese erfolgt, 
muss kein weiterer Mehrarbeitszuschlag mehr bezahlt werden. 
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§ 7 Altersteilzeit  
 
Der bisherige Altersteilzeittarifvertrag bleibt als eigenständiger Tarifvertrag, der als Auffang-
lösung dient, bestehen, wird jedoch um die in § 7 erwähnten Öffnungsklauseln für freiwillige 
Betriebsvereinbarungen ergänzt: 
 
Nach § 2 Absatz 1 ATZ-TV muss ein Mitarbeiter eine Ankündigungsfrist von 6 Monaten ein-
halten, wenn er Altersteilzeit in Anspruch nehmen will. Diese Frist kann betrieblich auf bis zu 
12 Monate verlängert werden. Wird davon Gebrauch gemacht, steht schon 12 Monate vor 
dem Termin, zu dem ein Altersteilzeitplatz frei wird, fest, wer dafür in Betracht kommt. Dies 
dient der Planungssicherheit für den Mitarbeiter und den Betrieb. 
 
In § 2 Absatz 4 wird ermöglicht, nicht nur Schichtarbeitnehmer, sondern auch andere beson-
ders belastete Mitarbeiter vorrangig zu berücksichtigen. Wer als “besonders belastet” gilt, 
legen die Betriebsparteien fest, die dabei einen Entscheidungsspielraum haben. Dies können 
Mitarbeiter auf Arbeitsplätzen mit besonderen körperlichen oder psychischen Belastungen 
sein. Es können aber auch Mitarbeiter sein, die, wie beispielsweise Schwerbehinderte, bei 
einer Tätigkeit auf einem Arbeitsplatz auf Grund ihrer gesundheitlichen Einschränkungen 
besonders belastet sind. 
 
Die Dauer der Altersteilzeit beträgt bisher nach § 4 Ziffer 1 Absatz 2 mindestens 2 Jahre, 
höchstens 6 Jahre. Angesichts der zunehmenden Zahl von Berechtigten können die Be-
triebsparteien die maximale Dauer der Altersteilzeit von 6 Jahren herabsetzen, insbesonde-
re, um mehr Mitarbeitern die Teilnahme an der Altersteilzeit zu ermöglichen. Damit kann 
mehr Verteilungsgerechtigkeit geschaffen werden. Die Anspruchsdauer der Altersteilzeit darf 
aber nicht auf weniger als ein Jahr beschränkt werden, da eine kürzere Altersteilzeit wenig 
sinnvoll ist. Damit soll ein zu häufiger Wechsel der Altersteilzeitarbeitnehmer verhindert und 
der damit verbundene Verwaltungsaufwand begrenzt werden. Mit Zustimmung des Arbeitge-
bers und des Arbeitnehmers kann im Einzelfall die Altersteilzeit aber auch kürzer als ein Jahr 
vereinbart werden. 
 
§ 8 Altersvorsorge 
 
In dieser Bestimmung wird klargestellt, dass anstelle von Altersteilzeit auch eine Förderung 
der Altersvorsorge möglich ist und dies zum Beispiel auch über eine Erhöhung der Papier-
förderung nach dem Tarifvertrag über Altersvorsorge erfolgen kann. 
 
§ 9 Auffangregelung 
 
In § 9 wird bestimmt, dass ohne eine Einigung auf andere Module es bei der Anwendung des 
geänderten Altersteilzeittarifvertrages bleibt. 
 
Da die Anwendung anderer Module nur im Rahmen von freiwilligen Betriebsvereinbarungen 
erfolgt und daher die Einigungsstelle nach dem Betriebsverfassungsgesetz nicht angerufen 
werden kann, wurde vorgesehen, dass auf Antrag einer Betriebspartei die Tarifvertragspar-
teien eingeschaltet werden können, um doch noch zu einer Einigung zu kommen. Eine tarifli-
che Schlichtung ist aber nicht vorgesehen. 
 
§ 10 Schlussbestimmungen 
 
Das Inkrafttreten der neuen Regelungen ist für den 01.01.2016 vorgesehen. 
 
Da in dem Tarifvertrag verschiedene Materien wie die Demografiebausteine, aber auch lang-
fristige, davon unabhängige Regelungen wie die der Lebensarbeitszeit angesprochen wer-
den, wurde festgehalten, dass die Demografieregelungen unabhängig von den Regelungen 
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der Lebensarbeitszeit, wie auch die tarifliche Regelung zur Lebensarbeitszeit in § 6 eigen-
ständig gekündigt werden können. 
 
Sollten sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen zum Beispiel bei der Lebensarbeitszeit 
ändern, haben sich die Tarifvertragsparteien zu Anpassungen des Tarifvertrags verpflichtet. 
Gegebenenfalls kann der Tarifvertrag vorzeitig gekündigt werden. 
 
 
 
 
Tarifvertrag Altersteilzeit 
 
Der Tarifvertrag Altersteilzeit in der ab 2016 geltenden Fassung übernimmt die vorstehend 
beschriebenen Öffnungsklauseln des § 7 TV Altersteilzeit und Demografie.   
 
Die Grundkonzeption der Altersteilzeit wurde nicht geändert. Ein Anspruch besteht weiterhin 
nur auf das Teilzeitmodell, das der Arbeitgeber durch das Angebot einer verblockten Al-
tersteilzeit ablösen kann. 
 
Die Höhe der Aufstockungsbeträge zum Teilzeitentgelt ist unverändert. Es besteht auch wei-
terhin das Wahlrecht, die Aufstockungsbeträge für die variablen Zuschläge und Zulagen 
entweder sofort zu bezahlen oder hälftig auf die aktive und passive Phase aufzuteilen. 
 
In § 9 (Beiträge zur Rentenversicherung) wurde der Text an das geänderte Altersteilzeitge-
setz angepasst. Der Rentenversicherungsaufstockungsbetrag errechnet sich aus 80 % des 
Teilzeitentgelts und nicht mehr aus 90 % des Vollzeitentgelts. Inhaltlich hat sich auch die 
Höhe dieser Aufstockungsbeiträge nicht geändert. Sie sind in Höhe des gesetzlichen Aufsto-
ckungsbeitrags zur Rentenversicherung zu bezahlen. 
 
Daneben gibt es nur geringfügige redaktionelle Änderungen beziehungsweise Anpassungen 
an geänderte Vorschriften des Sozialversicherungsrechts beziehungsweise Streichungen 
von Übergangsregelungen, die sich auf Grund des Zeitablaufs erledigt haben. 
 


